PO T?D—A M Stadtverordnetenversammiung
der

Landeshauptstadt
Potsdam

Protokollauszug
aus der
8. offentliche/nichtéffentliche Sitzung des Ausschusses fur Gesundheit

und Soziales
vom 22.09.2009

offentlich

Top 4.2 Konzept zur Ubertragung der Barcelona-Ziele auf die Natursteinpflaster-
straBen in Potsdam
09/SVV/0758
geandert beschlossen

Frau Schulze schlagt vor, die Drucksache heute in erster Lesung zu beraten. Am 29.09.2009
sollte die Diskussion gemeinsam mit dem Ausschuss flr Stadtplanung und Bauen beraten wer-
den, um dann ein Votum abzugeben.

Sie informiert, dass die gemeinsame Sitzung um 18:00 Uhr beginnt und im Raum 405 des Hau-
ses 1 stattfindet.

Frau Dencker bittet darum, dass die Drucksache dann zu Beginn der Tagesordnung zu beraten
wird.

Frau Schulze informiert, dass dies bereits so veranlasst wurde.

Herr Putz (Behindertenverband) macht deutlich, dass Barrierefreiheit immer vor Denkmalschutz
gehen muss.

Frau Hineke macht deutlich, dass kein Widerspruch zwischen Denkmalschutz und Barrierefrei-
heit bestehen muss.

Sie bittet, bei der Betrachtung des Antrages zu bedenken, dass es in der Landeshauptstadt
Potsdam vielfaltige Straflien gibt, bei denen man zu vielfaltigen Lé6sungen kommen muss.

Sie betont, dass es gemeinsames Ziel ist, alle Stral’en in Potsdam barrierefrei zu gestalten und
spricht sich fUr die gemeinsame Beratung beider Ausschisse zur vorliegenden Drucksache aus.

Herr Praetzel weist darauf hin, dass alle zu treffenden Entscheidungen immer Einzelfallent-
scheidungen sind. Mit dem Beschluss des vorliegenden Antrages wird die Verwaltung aufgefor-
dert GUber MaRnahmen zu berichten, was sie nicht realisieren kann.

Gemeinsam mit Herr Haschel wird derzeit eine Vorlage erarbeitet, die aussagt, wie behinderten-
gerechte Querungen von Strallen geschaffen werden koénnen.

Er macht auch darauf aufmerksam, dass eine Stral3e auch so hergerichtet werden muss, dass
sie auch maschinell gereinigt werden kann. Dies erfordert u.a. eine gebundene Bauweise der
Pflasterstralle und somit sehr hohe Kosten.

Herr Haschel begru¥t, dass sich mit diesem Problem auseinandergesetzt wird. Es ist wichtig,
Lésungen zu finden, die den Menschen dienen, die sich auf diesen Strallen bewegen. Er weist
darauf hin, dass es Normen gibt, die auch eingehalten werden missen.

Er bittet, diese zu bertcksichtigen, insbesondere bei den Kreuzungsquerungen.

Er macht deutlich, dass alle Menschen im 6ffentlichen Strallenraum von Barrierefreiheit profitie-
ren.

Aus seiner Sicht sind die bereits gefassten Beschlisse ausreichend. Auf dieser Basis sollten
nun Lésungen erarbeitet werden.



Herr Naber macht deutlich, dass mit dem vorliegenden Antrag u.a. auch der Versuch unternom-
men werden soll, ein Stuck aufeinander zuzugehen. Die barrierefreie Nutzung der Stral3en ist
ein Menschenrecht, aber auch der Denkmalschutz sollte nach Mdglichkeit Beachtung finden.

Herr Schmarje macht deutlich, dass aus Sicht des Behindertenbeirates die Barrierefreiheit das
wichtigste Anliegen ist. Er bittet, den Antrag nicht zu beschlieRen.

Herr Putz stellt fest, dass der Antrag zwar positiv gemeint ist, aber viele Probleme flr Menschen
mit Behinderung mit sich bringt.

Frau Hineke erklart, dass mit dem Antrag genau der geschilderte differenzierte Ansatz gefun-
den werden muss. Sie stellt dar, dass bei ungebundener Bauweise von Strallen aus Naturstein-
pflaster der Abfluss von Wasser besser gegeben ist, als bei gebundener Bauweise und somit
bei Frost die Glattegefahr eingedammt wird.

An dieser Stelle wird die Diskussion zum Antrag im Ausschuss fur Gesundheit und Soziales be-
endet und am 29.09.2009 gemeinsam mit dem Ausschuss fir Stadtplanung und Bauen wie folgt
fortgesetzt.

Fortsetzung der Diskussion mit dem Ausschuss fiir Stadtplanung und Bauen am
29.09.2009:

Frau Schulze tbernimmt fiir diesen TOP die Sitzungsleitung und begrift die Teilnehmer zur ge-
meinsamen Sitzung.

Der Ausschuss fir Gesundheit und Soziales stellt die Beschlussfahigkeit fest.

Frau Schulze informiert, dass in der vergangenen Ausschusssitzung bereits eine erste Beratung
durchgeflhrt worden ist und verschiedene Rederechte (durch Behindertenverband, Behinder-
tenbeauftragter und Frau Hiineke als Antragstellerin) wahrgenommen worden sind. Auf Wunsch
der einreichenden Fraktion sei die Verstandigung erfolgt, heute gemeinsam zu tagen.

Frau Schulze empfiehlt eine gemeinsame Diskussion durchzufuhren; jedoch die Abstimmung
getrennt vorzunehmen.

Frau Hineke bringt den Antrag ein und verweist darauf, dass aufgrund verschiedener Hinweise,
auch aus einem Gesprach mit dem Potsdamer Behindertenverband; zwischenzeitlich Hinweise
fur Handlungsansatze aufgenommen worden sind. Diese werden in einer modifizierten Anlage
zum Ausdruck gebracht, welche allen Fraktionen per Mail am heutigen Tag erhalten haben.
Frau Hineke geht erlduternd auf die Details ein.

Sie macht weiterhin deutlich, dass es noch einen Dissens nach der letzten Ausschusssitzung
gabe, welcher nicht I6sbar sei. Sie regt aus diesem Grunde an, bei Kreuzungen GroRpflaster
auf GroR3pflaster beim Anlegen einer neuen Querung vorzusehen. Dies solle Uber einen Winter
lang geprift werden.

Frau Schulze stellt fur die Mehrheit der Teilnehmer fest, dass die gednderte Anlage nicht vor-
liege und dadurch eine Beschlussempfehlung schwierig sei. Herr Dr. Seidel informiert, dass er
sie Uber die Fraktion erhalten habe.

Frau Waskowski (Vorsitzende Behindertenverband) duf3ert eine grundsatzliche Ablehnung zum
Antrag. Sie nimmt dabei Bezug auf die Erklarung von Barcelona und die UN-Konvention und
verweist auf die Anforderungen an die Barrierefreiheit. Weiterhin spricht sie sich u. a. daflr aus,
dass die Begutachtung der Pflasterung ausschlief3lich durch Menschen mit Behinderungen bzw.
mobilitdtseingeschrankte Menschen erfolgen musse.

Sie fordert das Einstellen von Geldern in den Blrgerhaushalt; die die Herstellung von Barriere-
freiheit zur Prioritdt haben. Als gutes Beispiel benennt sie die WattstralRe/Ecke Siemensstralle.

Herr Haschel macht deutlich, dass er mit dem Antrag unzufrieden sei. Denkmalschutz und Bar-
rierefreiheit sind in Einklang zu bringen. Er appelliert dabei an den Beschluss ,Erklarung von



Barcelona“ aus dem Jahr 2005 sowie die glltige Beschlusslage zum Erhalt der Natursteinpflas-
terstrallen. Darlber sollte man reden; einen weiteren Beschluss halt er nicht fur erforderlich.

Herr Klipp (Beigeordneter flr Stadtentwicklung und Bauen) spricht sich dafir aus, Konflikte zu
minimieren und die Konzentration auf die wirklich notwendigen Schwerpunkte zu setzen. Dazu
konnte eine Prioritatenliste erstellt werden, die auch finanzierbar sein muss.

Frau Seidel (Behindertenbeirat) macht aufmerksam, dass sie Expertenmeinungen gehdrt habe,
dass es im Winter an der Ecke Siemens/Wattstr. keine Gefahren gegeben haben soll.

Herr Dr. Seidel bestatigt, dass in der Erarbeitung des Konzeptes Natursteinpflasterstrallen eine
bemerkenswerte ehrenamtliche Arbeit geleistet worden sei. Er macht jedoch deutlich, dass es
immer mehr in die Richtung laufe, Verwaltungsvorschriften zu beschlieRen. Deshalb appelliert
er, nicht alle Details durch politische Beschliisse festlegen zu wollen, sondern Grundsatze zu
beschlielen.

Herr Dr. Seidel stellt folgenden Anderungsantrag:

Beschlusstext neu:

,Der Oberblirgermeister wird beauftragt, bei der Umsetzung des Beschlusses ,Strategie und
Konzept zum Erhalt der Natursteinpflasterstral3en in Potsdam®, DS 08/SVV/0665, dem Aspekt
,Barrierefreiheit in Potsdam* entsprechend DS 09/SVV/0486 eine hohe Prioritét einzurdumen.
Grundsétze fiir eine differenzierte Vorgehensweise sind in der Anlage dargestellt.

Die jahrliche Planung ist den Ausschlissen fiir Stadtplanung und Bauen und Gesundheit und
Soziales zur Bestétigung vorzulegen.”

Frau Hiineke kann dem Ansatz zustimmen. Sie betont nochmals, dass sie ausdricklich das Ge-
sprach mit verschiedenen Vertretern des Behindertenverbandes/mobilidtseingeschrankten Men-
schen gesucht habe.

Sie Gibernimmt den Anderungsantrag von Herrn Dr. Seidel. Eine Prioritidtendebatte wiirde die
Sache nicht voranbringen. Die Gesprache sollten weiter fortgesetzt werden und zur Spezifizie-
rung; genaueren Untersetzung und Vornahme einer Stadtteiluntersetzung flhren.

Frau Dencker bestatigt, dass Herr Dr. Seidel den richtigen Gedanken getroffen habe. Sie duRert
sich enttduscht Uber die Mitteilungsvorlage der Verwaltung. Eine Beurteilung durch Betroffene
halt sie fur erforderlich; ein versuchsweises Fahren im Rollstuhl bzw. mit einem Rollator sei
nicht dafiir ausreichend. Den Anderungsantrag von Herrn Dr. Seidel halt Frau Dencker fiir einen
guten Weg.

Herr Schmarje verweist darauf, dass der Wiedereinsatz alter Steine auf technische Machbarkeit
zu prufen sei.

Herr Jakel ist der Auffassung, dass Barrierefreiheit und Erhalt der Natursteinpflasterstral3en
nicht gegeneinander aufzurechnen sei; von daher unterstiitzt er den von Herrn Klipp geaulier-
ten Gedanken. Es missen Aussagen getroffen werden, wo es am dringlichsten, am zweit- bzw.
drittdringlichsten sei. Den Anderungsantrag von Herrn Dr. Seidel halt er fiir zielfihrend.

Herr Naber bestatigt, dass es Gesprache seit der letzten Sitzung des Gesundheits-Sozialaus-
schusses gegeben habe. Umfassende Anderungen sind eingearbeitet worden, wo es Einigkeit
mit dem Behindertenverband gab.

Der Dissens sei isoliert worden; die Betrachtung solle tGber den Winter erfolgen und dann sei
eine Entscheidung zu treffen.

Zusatzlich macht er auf die finanzielle Lage aufmerksam. Allein 10 Jahre wirden bendtigt, um
allein die Brandenburger Vorstadt barrierefrei zu gestalten.

Frau Schulze reagiert auf ein Kopfschutteln von Frau Waskowski und erkundigt sich, ob sie mit
den vorn Frau Hianeke vorgeschlagenen Anderungen einverstanden sei.



Frau Waskowski verneint dies und wiederholt nochmals ihre grundsatzliche Ablehnung.

Frau Schulze stellt fir die Ausschisse fest, dass die Anlage von Frau Hiineke mindlich zur
Kenntnis genommen worden ist. Diese kdnne jetzt nicht betrachtet werden, soll aber den Frak-
tionen vorliegen.

Frau Schulze verliest nochmals den von Herrn Dr. Seidel gestellten Antragstext.

Die Ausschusse fur Stadtplanung und Bauen und fur Gesundheit und Soziales nehmen ge-
trennte Abstimmungen vor.

Geanderter Beschlusstext:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliel3en:

Der Oberburgermeister wird beauftragt, bei der Umsetzung ders Beschlisse Beschlusses ,Stra-
tegie und Konzept zum Erhalt der Natursteinpflasterstrafen in Potsdam®, DS 08/SVV/0665, dem
Aspekt sowie ,Barrierefreiheit in Potsdam®-entsprechend DS 09/SVV/0486 eine hohe Prioritat
einzurdumen.

Grundsitze fiir eine ;-die-im-beigefigten-Konzept-beschriebene differenzierte Vorgehensweise
anzdwenden sind in der Anlage dargestellt.

Die jahrliche Planung ist dem-SB-Ausschuss den Ausschussen fur Stadtplanung und Bauen
und Gesundheit und Soziales zur Bestatigung vorzulegen.

Beachtung bezieht sich auf gednderte Anlage von Fraktion B90/Griine, lag zur Sitzung
nicht allen Teilnehmern vor!

Ausschuss fiir Stadtplanung und Bauen

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 5
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 1

Dem geénderten Antrag wird zugestimmt.
Ausschuss fiir Gesundheit und Soziales

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 3
Ablehnung: 1
Stimmenthaltung: 1

Dem geénderten Antrag wird zugestimmit.



	Ausschuss für Gesundheit und Soziales

